
5. Nachhilfeunterricht 
Nach dem Bildungs- und Teilhabepaket können bei 
SchülerInnen die Kosten für Nachhilfeunterricht 
übernommen werden, insbesondere wenn die Ver-
setzung in die nächste Klasse gefährdet ist. Die 
Schule muss den Bedarf bestätigen. Dies gilt auch 
für Kinder und Jugendliche, die Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten.*  
 
 * ergänzende Informationen u.a. hierzu finden Sie 
unter: http://www.profil-os.de 
 

 
 
Hinweis: 
Der Inhalt des Faltblattes gibt die Rechtsauffassung 
der Verfasserin wieder. 
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4. Fortsetzung des Schulbesuchs nach der  
Einreise bei Jugendlichen ab 15 Jahren 
Zugewanderte Jugendliche, die ihre Schulpflicht nicht 
mehr in einer allgemeinbildenden Schule erfüllen, 
müssen sich umgehend bei der für ihren Wohnort 
vom Schulträger bestimmten berufsbildenden Schule 
anmelden.  
 
4.1 Zentrale Sprachlernklasse  
Können Jugendliche dem Unterricht an der berufsbil-
denden Schule wegen fehlender Deutschkenntnisse 
noch nicht folgen, sollen sie, falls vorhanden, eine 
zentrale Sprachlernklasse besuchen (vgl. 3.1). 
 
4.2 Sprachkurs 
Diese Jugendlichen können auch einen Sprachkurs 
besuchen, der bei entsprechender Schülerzahl an 
einem Standort einer berufsbildenden Schule einge-
richtet werden kann.*   
Für die Dauer eines außerschulischen Sprachkursbe-
suches kann das Ruhen der Schulpflicht angeord-
net werden (vgl. 3.2). 
 
4.3 Berufsvorbereitungsjahr in der Sonderform 
für Aussiedlerinnen und Aussiedler sowie Aus-
länderinnen und Ausländer (BVJ-A)  
Können die Jugendlichen dem Unterricht einer ande-
ren beruflichen Vollzeitschule wegen fehlender 
Deutschkenntnisse nicht folgen, nehmen sie, falls 
vorhanden, am Unterricht des BVJ-A teil. Das Berufs-
vorbereitungsjahr bietet Jugendlichen ohne Schulab-
schluss die Möglichkeit, im Rahmen einer einjährigen 
Vollzeitausbildung den Hauptschulabschluss nachzu-
holen und sie auf die Aufnahme einer Berufsausbil-
dung vorzubereiten. 
 
4.4 Sonstiger Schulbesuch 
Gibt es kein BVJ-A, so entscheidet die örtlich zustän-
dige Schulbehörde, welche Schule der Jugendliche 
ohne hinreichende Deutschkenntnisse zur Erfüllung 
der Schulpflicht und zur Erlangung der notwendigen 
Deutschkenntnisse zunächst zu besuchen hat. Es ist 
ein Förderunterricht einzurichten.  
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1. Wer ist schulpflichtig? 
Wer in Niedersachsen seinen Wohnsitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, ist unabhängig von 
seiner Staatsangehörigkeit dort zum Schulbesuch 
verpflichtet. 
Mit dem Beginn eines Schuljahres werden die Kin-
der schulpflichtig, die bereits 6 Jahre alt sind oder 
die bis Ende September 6 Jahre alt werden. Die 
Schulpflicht endet 12 Jahre nach ihrem Beginn.  
 
1.1 Kinder und Jugendliche mit einer  
Aufenthaltsgestattung oder Duldung 
Bei Asylbegehrenden beginnt der gewöhnliche Auf-
enthalt nach Nds. Erlasslage erst nach dem Wegfall 
der Verpflichtung in einer Erstaufnahmeeinrichtung 
zu wohnen. Damit beginnt ihre Schulpflicht spätes-
tens nach 3 Monaten nach der Asylantragstellung.  
 
1.2 Kinder in der aufenthaltsrechtlichen  
Illegalität 
Nach wohl überwiegender Auffassung besteht für 
sie nach Nds. Schulgesetz keine Schulpflicht.* 
Aber nach höherrangigem Recht, insbesondere 
nach Art. 28 UN-Kinderrechtskonvention haben sie 
jedenfalls ein Recht zum Schulbesuch. Schulen 
sind nicht verpflichtet, die Ausländerbehörde über 
die aufenthaltsrechtliche Illegalität zu informieren.  
 
 
2. Ersteinschulung in Deutschland 
Kinder nichtdeutscher Herkunftssprache, die in Nie-
dersachsen schulpflichtig werden, sind wie alle an-
deren Kinder in die örtlich zuständige Grundschule 
aufzunehmen. 
Nicht ausreichende Deutschkenntnisse und ihre 
Folgen sind generell kein Kriterium für sonderpäda-
gogischen Förderbedarf.  
 
 
  
 
 
 

  
Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung 
Kinder, bei denen festgestellt wurde, dass ihre 
Deutschkenntnisse für eine erfolgreiche Teilnahme 
am Unterricht des 1. Schuljahres nicht ausreichen, 
nehmen im Jahr vor der Einschulung an verpflichten-
den Sprachfördermaßnahmen teil. Diese werden von 
der Grundschule durchgeführt und finden vorrangig 
in der Kindertagesstätte statt. 
 
3. Fortsetzung des Schulbesuchs nach der Ein- 
reise in Deutschland bei Kindern bis 15 Jahren  
Bei diesen Schülerinnen und Schülern stellt die 
Schule bei einem Aufnahmegespräch den bisherigen 
schulischen Werdegang und den Stand der Deutsch-
kenntnisse fest. 
 
3.1 Sprachlernklassen 
Wenn deutsche Sprachkenntnisse fehlen oder so 
gering sind, dass sie für eine Teilnahme am Unter-
richt der Regelklasse nicht ausreichen, sollen sie 
zunächst am Unterricht einer Sprachlernklasse teil-
nehmen. Diese wird eingerichtet, wenn eine Schule 
von mindestens zehn solcher SchülerInnen besucht 
wird. Die maximale Schülerzahl beträgt 16; Sprach-
lernklassen können auch jahrgangsübergreifend ge-
bildet werden. Der Besuch einer Sprachlernklasse 
dauert in der Regel ein Jahr. 
Für SchülerInnen aus mehreren Schulen des Sekun-
darbereichs I kann die Schulbehörde Sprachlernklas-
sen auch an zentralen Schulstandorten einrichten, 
um die erforderlichen Schülerzahlen zu erreichen. 
Die zentralen Sprachlernklassen können auch jahr-
gangs- und schulformübergreifend angeboten wer-
den. 
 
3.2 Sprachkurs 
Jugendliche, die eine besondere Förderung in der 
deutschen Sprache brauchen, können auch einen 
Sprachkurs besuchen. Für die Dauer des außer-
schulischen Sprachkursbesuches kann das Ruhen 
der Schulpflicht angeordnet werden. Hier stellt sich 
oft das Problem der Finanzierung eines Sprachkur-
ses.* 
 

 
Werden Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz bezogen, können die Kosten als Leistun-
gen zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kin-
dern von der Sozialverwaltung übernommen werden 
(§ 6 AsylblG). 
 
3.3 Regelklassen 
Wenn die Deutschkenntnisse für eine Teilnahme am 
Unterricht der Regelklasse voraussichtlich ausrei-
chen, nehmen die SchülerInnen an der örtlich zustän-
digen Schule am Unterricht des Schuljahrgangs teil, 
der ihrem Alter und ihrem bisherigen Schulbesuch 
entspricht. Bei Bedarf erhalten sie Sprachfördermaß-
nahmen. 
  

Sprachfördermaßnahmen in Regelklassen 
Förderkurs „Deutsch als Zweitsprache" 
Ein solcher Förderkurs kann eingerichtet werden, 
wenn mindestens vier SchülerInnen einer Regelklas-
se erheblichen Förderbedarf in Deutsch haben. Er 
umfasst vier bis sechs Wochenstunden im Primarbe-
reich und fünf bis acht Wochenstunden im Sekundar-
bereich I; er kann auch jahrgangsübergreifend durch-
geführt werden. 
  
Förderunterricht 
Für SchülerInnen, die nicht an einem Förderkurs teil-
nehmen, ist bei Bedarf zusätzlicher Förderunterricht 
in Deutsch und in den Fremdsprachen einzurichten. 
Der Umfang beträgt je nach Bedarf zwei bis fünf Wo-
chenstunden; an Ganztagsschulen kann er im Rah-
men von Nachmittagsangeboten stattfinden. 
 
Förderung nach genehmigtem Förderkonzept 
An Grundschulen, Förderschulen, Hauptschulen und 
Gesamtschulen mit mindestens 20 % SchülerInnen 
mit besonderen Lernerschwernissen in einem Schul-
jahrgang können besondere Förderkonzepte geneh-
migt werden, die integrationsfördernde, mehrsprachi-
ge und interkulturelle Angebote einschließen.  


